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4. Gesetz: Bezüge und Pensionen der gewählten Funktionäre des Landes (der Stadt) Wien (Wiener Bezügegesetz). 

4. 
Gesetz vom 27. Oktober 1972 über die Be­
züge und Pensionen der gewählten Funktio­
näre des Landes (der Stadt) Wien (Wiener 

Bezügegesetz) 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Abschnitt I 

§ 1. (1) Dem Mitglied des Landtages gebührt 
ein monatlicher Bezug. Der Bezug beträgt 
50 v. H. des Bezuges eines Mitgliedes des Natio­
nalrates unter Zugrundelegung der Gehalts­
stufe 6 der Dienstklasse IX. 

(2) Der Bezug des Mitgliedes des Landtages 
erhöht sich um eine Funktionszulage. Die Funk­
tionszulage beträgt 10 v. H. des Bezuges eines 
Mitgliedes des Nationalrates unter Zugrunde­
legung der Gehaltsstufe 6 der Dienstklasse IX. 

(3) Der Bezug der Präsidenten des Landtages 
erhöht sich um eine Amtszulage. Die Amtszulage 
beträgt für den ersten Präsidenten 90 v. H. des 
Bezuges gemäß Abs. 1, für die übrigen Präsi­
denten 66 v. H. des Bezuges gemäß Abs. 1. 

(4) Der Bezug der Obmänner der Klubs (im 
Falle der Bestellung eines Geschäftsführenden 
Klubobmannes jedoch nur der Bezug eines Ge­
schäftsführenden Klubobmannes) erhöht sich um 
eine Amtszulage, die 66 v. H. des Bezuges ge­
mäß Abs. 1 beträgt. 

(5) Der Bezug des Mitgliedes des Landtages, 
das zugleich Vorsitzender des Gemeinderates ist, 
erhöht sich um eine Amtszulage, die 33 v. H. des 
Bezuges gemäß Abs. 1 beträgt. 

(6) Kämen für denselben Zeitraum mehrere 
Amtszulagen gemäß Abs. 3 bis 5 in Betracht, so 
gebührt nur eine Amtszulage, und zwar in erster 
Linie die gemäß Abs. 3, sodann die gemäß Abs. 4. 

§ 2. (1) Den Präsidenten des Landtages gebührt 
zum Bezug für außerordentliche Auslagen eine 
monatliche Vergütung. Die Vergütung beträgt 
für den ersten Präsidenten 25 v. H., für die üb­
rigen Präsidenten 12'5 v. H. des Bezuges eines 
Mitgliedes des Nationalrates unter Zugrunde­
legung der Gehaltsstufe 6 der Dienstklasse IX. I 

10 

(2) Die Präsidenten des Landtages haben An­
spruch auf die Bereitstellung eines Personenkraft­
wagens. Wird ein Personenkraftwagen nicht zur 
Verfügung gestellt, so gebührt eine monatliche 
Entschädigung, deren Höhe unter Berücksichti­
gung der mit der Bereitstellung eines Personen­
kraftwagens verbundenen Betriebskosten von der 
Landesregierung zu bestimmen ist. 

§ 3. (1) Dem ehemaligen Mitglied des Land­
tages gebührt nach dem Ausscheiden aus der 
Funktion eine einmalige Entschädigung. Die 
Entschädigung beträgt, wenn das ehemalige Mit­
glied des Landtages die Funktion während einer 
Gesetzgebungsperiode ausübte, das Dreifache, 
wenn es die Funktion während zweier auf einan­
derfolgender Gesetzgebungsperioden ausübte, das 
Sechsfache, wenn es aber die Funktion während 
mindestens dreier aufeinanderfolgender Gesetz­
gebungsperioden ausübte, das Zwölffache des ihm 
im Monat des Ausscheidens gebührenden Bezu­
ges gemäß § 1. 

(2) Die dem ehemaligen Mitglied des Landtages 
gebührende einmalige Entschädigung beträgt 
statt des Dreifachen beziehungsweise Sechsfachen 
das Sechsfache beziehungsweise das Zwölffache 
des ihm im Monat des Ausscheidens gebührenden 
Bezuges gemäß § 1, wenn 

a) dem ehemaligen Mitglied des Landtages 
wegen einer zu kurzen ruhebezugsfähigen 
Gesamtzeit kein Ruhebezug gebührt oder 

b) das ehemalige Mitglied des Landtages vor 
Vollendung des 54. Lebensjahres aus einem 
anderen Grund als der Funktionsunfähig­
keit aus der Funktion ausgeschieden ist. 

(3) Scheidet ein Mitglied des Landtages durch 
Tod aus der Funktion aus, so sind 50 v. H. der 
sonst gemäß Abs. 1 gebührenden Entschädigung 
an die Verlassenschaft anzuweisen. 

§ 4. (1) Dem ehemaligen Mitglied des Land­
tages gebührt auf Antrag ein monatlicher Ruhe­
bezug, wenn 

a) die ruhebezugsfähige Gesamtzeit minde­
stens zehn Jahre beträgt und 

b) das ehemalige Mitglied des Landtages das 
55. Lebensjahr vollendet hat oder wegen 
Funktionsunfähigkeit aus der Funktion 
ausgeschieden ist. 
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